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EINFÜHRUNG

An einem Freitagnachmittag im Mai 2009 erhielt ich per E-Mail die Ein-
ladung, an einem Meeting mit einer kleinen Gruppe von Wirtschafts-
journalisten und -wissenschaftlern sowie Chinas stellvertretendem Au-
ßenminister He Yafei teilzunehmen, um „Ideen und Meinungen über 
die aktuelle Finanzkrise auszutauschen“. Sieben Tage später saß ich in 
einem kleinen Konferenzraum im Chinesischen Konsulat an der 
Twelfth Avenue in Manhattan, direkt gegenüber einem hochgewachse-
nen, freundlichen chinesischen Diplomaten in einem exzellent ge-
schnittenen schwarzen Anzug. Nachdem er die Teilnehmer in leicht ge-
färbtem Englisch begrüßt hatte, eröffnete der lächelnde Diplomat die 
Sitzung mit einer Frage: „Da ja nun der freie Markt versagt hat“, so 
fragte er in die Runde, „was ist Ihrer Meinung nach die angemessene 
Rolle des Staates in der Wirtschaft?“ Seine Frage schwebte einen Mo-
ment unbeantwortet im Raum.

Sein provozierend sachlicher Ton und die enorme Tragweite seiner 
Unterstellung brachten mich beinahe zum Lachen, doch ich fing mich 
gerade noch rechtzeitig – obwohl ich annehme, dass meine Erheiterung 
ihn kaum gestört hätte. Seine Freundlichkeit war echt, aber seine Frage 
war ernst gemeint – und ein kurzer Blick auf die Schlagzeilen konnte 
seine Behauptung eindrucksvoll untermauern. Viele Ökonomen hatten 
seit 2007 zunehmende Anzeichen eines bevorstehenden Zusammen-
bruchs gesehen, aber die Meldung vom 15. September 2008, dass die 
Investmentbank Lehman Brothers Gläubigerschutz nach Chapter 11 des 
US-Insolvenzrechts beantragt hatte, ließ auch die letzten Zweifel schwin-
den – es handelte sich um eine Finanzkrise historischen Ausmaßes. 
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Innerhalb von Tagen hatten politische Funktionäre der Washingtoner 
Regierung die Verantwortung für Entscheidungen übernommen, die 
normalerweise von den Märkten in New York getroffen werden – eine 
folgenschwere Verlagerung von wirtschaftlicher und finanzieller Macht 
aus der US-Finanzmetropole in die politische Hauptstadt der Vereinigten 
Staaten. Am 3. Oktober unterzeichnete Präsident George W. Bush den 
Emergency Economic Stabilization Act of 2008 („Notfallgesetz zur Sta-
bilisierung der Wirtschaft von 2008“) und setzte damit das 700 Milliar-
den Dollar schwere Troubled Asset Relief Program („Hilfspaket für not-
leidende Vermögenswerte“) in Kraft. Es mehrten sich die Anzeichen, 
dass eine globale Rezession um sich griff. Als sich Anfang 2009 die 
Debatte über ein Konjunkturprogramm verschärfte, warnte der neue 
Präsident Barack Obama, die Vereinigten Staaten würden auf eine Ka-
tastrophe zusteuern, wenn nicht Washington schnell und entschlossen 
handele. Der Gesetzgeber reagierte auf seine Warnung mit einem 787 
Milliarden Dollar schweren Rettungspaket.

He Yafei wartete geduldig auf eine Antwort. „Die Banken haben ganz 
offenkundig darin versagt, sich selbst zu regulieren, aber das erfordert 
keineswegs, dass die Regierung dauerhaft die Wirtschaft dominieren 
muss“, erwiderte ich. „Obwohl mir klar ist, warum diese Idee vielen 
Politikern gefallen könnte“, dachte ich im Stillen. Robert Hormats von 
Goldman Sachs, Don Hanna von der Citigroup, der Wirtschaftsexperte 
Nouriel Roubini und andere Teilnehmer äußerten ebenfalls ihre Mei-
nungen. Im Laufe der folgenden 90 Minuten machten meine amerikani-
schen Kollegen und ich unseren Standpunkt klar, und He Yafei schil-
derte seine Sicht der Dinge. Beide Seiten konnten Punkte machen, und 
es zeigten sich etliche Gemeinsamkeiten. Als jedoch das Meeting zu 
Ende ging, war klar, dass wir uns für die jeweiligen Vorzüge zweier völ-
lig unvereinbarer Systeme politischer und wirtschaftlicher Grundsätze 
eingesetzt hatten.

In vielen heutzutage in aller Welt stattfindenden Konferenzen weit 
größerer Tragweite wird diese Unfähigkeit, Einigkeit über die angemes-
sene Rolle des Staates im Hinblick auf wirtschaftliches Handeln zu er-
zielen, unser Leben verändern. Das offensichtlichste Beispiel zeigt sich 
in dem Übergang von einer internationalen Verhandlungsrunde, die 
von den Staatsoberhäuptern der G-7-Industrieländer dominiert wurde 
– allesamt Verfechter eines „free-market capitalism“, einer kapitalis-
tisch organisierten freien Marktwirtschaft –, zu einem G-20-Modell, das 
die Notwendigkeit berücksichtigt, auch Länder in das Gespräch einzu-
beziehen, die freien Märkten eher skeptisch gegenüberstehen, etwa 
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China, Russland, Saudi-Arabien, Indien und andere. Als der Herbst 
2008 anbrach, waren die G 7 zu einer irrelevanten Institution geworden. 
Die Finanzkrise machte klar, dass ein internationales Gremium, dem 
zwar Kanada und Italien angehören, China und Indien dagegen nicht, 
keine überzeugenden Lösungen für die drängendsten länderübergrei-
fenden Probleme unserer Zeit bieten kann. Im November 2008, als an 
vielen Finanzmärkten der Welt Panik um sich griff, trafen sich die 
Oberhäupter der G-20-Länder in Washington, um sich auf eine praktika-
ble Reaktion auf die Krise zu verständigen. Im April 2009 kamen sie 
erneut in London zusammen, um ihre Verhandlungsversuche fortzuset-
zen. Heute leben wir in einer G-20-Welt, und wenn die politischen Füh-
rer der demokratisch verfassten Länder mit freien Märkten diagnosti-
zieren, was die Weltwirtschaft plagt, und ihre jeweiligen Heilmittel ver-
schreiben wollen, sind sie mit dem skeptischen Lächeln eines He Yafei 
konfrontiert – und all der anderen auf der gegenüberliegenden Seite 
des Tisches, die glauben, der freie Markt habe versagt und der Staat 
müsse die führende Rolle im wirtschaftlichen Handeln von Ländern 
spielen. Das ist ein schwerwiegendes Problem, das in den kommenden 
Jahrzehnten für enorme Herausforderungen sorgen wird.

Wie ist diese Situation entstanden? Hatte nicht das Ende des Kalten 
Krieges den endgültigen Sieg der freien Marktwirtschaft besiegelt? Am 
25. Dezember 1991 blickte Michail Gorbatschow benommen in das Ob-
jektiv einer einzelnen Fernsehkamera und verkündete seinem Volk, es 
lebe fortan in einer neuen Welt. Er war stolz darauf, das russische Volk 
„auf den Weg in die freie Marktwirtschaft“ geführt zu haben, legte sein 
Amt als sowjetischer Präsident nieder, schob die vor ihm liegenden Pa-
piere zusammen und wartete auf das Signal, dass die Übertragung be-
endet sei. Sechs Tage später stellte die Sowjetunion ihren Betrieb ein. 
Binnen drei Wochen machte sich der chinesische Staatsmann Deng 
Xiaoping auf seine berühmte „Reise in den Süden“, die marktwirt-
schaftlichen Reformen in China neuen Auftrieb verlieh. Innerhalb eines 
Jahres hatte sogar Fidel Castro akzeptiert, dass ein paar kapitalistische 
Experimente sein mussten. Ehemalige Mitgliedsstaaten des Warschau-
er Pakts machten sich auf den Weg, zu NATO- und EU-Mitgliedern zu 
werden. Die freie Marktwirtschaft schien den endgültigen Sieg davon-
getragen zu haben.

Aber die Russen fanden im Laufe der 1990er-Jahre heraus, dass der 
Weg von einer Planwirtschaft in eine freie Marktwirtschaft lang und 
beschwerlich ist. Der Nachfolger eines Staates, der zuvor bestimmt hat-
te, welche Güter in welchen Mengen produziert werden und welche 
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Preise die Käufer dafür zahlen sollten, wurde plötzlich zum Lenker der 
größten Privatisierungswelle der Geschichte. Clevere (und manchmal 
skrupellose) Wirtschaftsmoguln erwarben über Nacht so unermessli-
che Reichtümer, dass sich die Frage aufdrängte, wer Russland eigent-
lich regierte. Normale Bürger, die darum kämpfen mussten, sich anzu-
passen und zu überleben, erlebten so viel Korruption, Konfusion und 
Chaos, dass ihre schlimmsten Befürchtungen übertroffen wurden. Das 
war nicht die freie oder soziale Marktwirtschaft, wie man sie heute aus 
den Vereinigten Staaten oder Europa kennt – nein, es handelte sich 
vielmehr um eine Art Laisser-faire-Liberalismus, einen ungezügelten 
Manchester-Kapitalismus, dessen Märkte von denen reguliert wurden, 
die von ihrer Ausbeutung am meisten profitieren konnten. Und so ist es 
kein Wunder, dass 1999, als Boris Jelzin sich auf seinen Ruhestand vor-
bereitete, in ganz Russland die Forderung nach einer Rückkehr zu 
„Recht und Gesetz“ immer lauter wurde. Etliche Militär- und Geheim-
dienstoffiziere unter der Führung eines ehemaligen KGB-Oberstleut-
nants namens Wladimir Putin standen bereit, um diesem Ruf zu folgen.

Dies ist nicht nur Russlands Geschichte. Der Niedergang des Kom-
munismus ist kein Triumph für die freie Marktwirtschaft, weil er die 
Herrschaft autoritärer Regierungen nicht beendet hat. Chinesische Re-
gierungsfunktionäre beobachteten den Zusammenbruch der Sowjet-
union und die Umwälzungen in Russland, als hinge ihr Leben davon ab, 
und zogen daraus einige wichtige Lehren. Erstens erkannten sie, dass 
die Tage der Kommunistischen Partei Chinas gezählt waren, wenn es 
ihr nicht gelang, Wohlstand für das chinesische Volk zu schaffen. Zwei-
tens akzeptierten sie, dass der Staat ein anhaltendes Wirtschaftswachs-
tum nicht einfach anordnen kann. Nur dann, wenn es ihnen gelang, die 
unternehmerischen Energien und den Erfindungsreichtum der riesi-
gen chinesischen Bevölkerung zu entfesseln, konnte China gedeihen – 
und die Partei an der Macht bleiben. Kurzum: China musste sich zur 
Marktwirtschaft bekennen. Drittens wurde ihnen klar, dass die Partei, 
wenn dieses Wachstumspotenzial erst einmal entfesselt war, nur dann 
ihr politisches Machtmonopol würde behaupten können, wenn sie da-
für sorgte, dass der Staat einen möglichst großen Anteil des von freien 
Märkten geschaffenen Wohlstands kontrollierte.

Und dies ist auch nicht nur Chinas Geschichte. Autoritäre Regierun-
gen in aller Welt haben gelernt, sich im internationalen Wettbewerb zu 
behaupten, indem sie sich zu einem von den Kräften des Marktes ge-
triebenen Kapitalismus bekennen. Wenn sie es aber ausschließlich den 
Kräften des Marktes überlassen, die Gewinner und Verlierer des wirt-
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schaftlichen Wachstums zu ermitteln, riskieren sie den Aufstieg derje-
nigen, die den entstandenen Wohlstand dazu nutzen könnten, sie in 
ihrer politischen Macht herauszufordern. In der Gewissheit, dass eine 
Planwirtschaft zum Scheitern verdammt ist und dass wirklich freie 
Märkte ihrer Herrschaft entgleiten könnten, haben autoritäre Herr-
scher etwas Neues erfunden: den Staatskapitalismus. In einem solchen 
System setzen Regierungen diverse im Staatsbesitz befindliche Unter-
nehmen ein, um die Ausbeutung von Rohstoffen zu steuern, die sie für 
Kronjuwelen des Staates halten, und so in großer Zahl Arbeitsplätze zu 
schaffen und zu bewahren. Sie setzen ausgewählte, im Privatbesitz be-
findliche Unternehmen ein, um bestimmte Branchen zu dominieren. 
Sie setzen Staatsfonds (sogenannte sovereign wealth funds) ein, um ihre 
Überschüsse möglichst gewinnbringend zu investieren. In allen drei 
Fällen nutzt der Staat die Märkte, um Wohlstand zu schaffen, der dann 
nach Gutdünken der Herrschenden eingesetzt werden kann. Und in al-
len drei Fällen ist das zugrunde liegende Motiv kein wirtschaftliches 
(Maximierung des Wirtschaftswachstums), sondern ein politisches 
(Maximierung der Staatsmacht und der Wahrscheinlichkeit, dass die 
Herrschenden an der Macht bleiben). Das ist zwar eine Form des Kapi-
talismus, aber eine, in der der Staat als dominierender wirtschaftlicher 
Akteur auftritt und die Märkte hauptsächlich zum eigenen politischen 
Vorteil nutzt.

Um die Unterschiede zwischen einer Planwirtschaft nach sowjeti-
schem Muster und solchen vielfältigen Spielarten des Kapitalismus zu 
illustrieren, stellen Sie sich bitte ein Fußballspiel vor. Die Planwirtschaft 
ist ein Spiel, bei dem der Staat versucht, das Endergebnis vorherzube-
stimmen, indem er dafür sorgt, dass alle Spieler, Schiedsrichter und 
Zuschauer ihre im Voraus festgelegten Rollen spielen. Es ist eher ein 
Schauspiel als eine sportliche Begegnung. Im Gegensatz dazu ist der 
postsowjetische Laisser-faire-Kapitalismus nach russischem Muster ein 
blutiger Sport, der kaum Regeln kennt und bei dem die Schiedsrichter 
die konkurrierenden Interessen jener Zuschauer wahren, die am höchs-
ten auf das Ergebnis gewettet haben. Die Stärksten setzen sich durch, 
und alle anderen verlieren. Die freie Marktwirtschaft ist dagegen ein 
Spiel, dessen Schiedsrichter nur existieren, um für die Einhaltung der 
anerkannten Spielregeln zu sorgen, und bei dem die Spieler an einem 
echten Wettbewerb teilnehmen. Die einzige Rolle der Regierung besteht 
darin, zu gewährleisten, dass wirkungsvolle und faire Regeln für das 
Spiel festgeschrieben werden. Es ist ein Ideal, zu dem sich die meisten 
Politiker in den USA und in Europa bekennen. Der Staatskapitalismus 
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ist ein Match, bei dem die Regierung die meisten Schiedsrichter dirigiert 
und genügend Spieler, um ihre Chancen zu verbessern, das Ergebnis 
des Spiels zu bestimmen. Den Zuschauern wird ein bisschen echter 
Wettbewerb geboten, aber der Staat manipuliert das Spiel, um sicherzu-
stellen, dass die bevorzugten Spieler alles haben, was sie brauchen, um 
die allermeisten Punkte für die Regierung verbuchen zu können.

Das Thema dieses Buches ist das Aufkommen dieser neuen Variante 
des Kapitalismus, und wie es die freien Märkte und die Zukunft der 
globalen Wirtschaft bedroht. Die Hauptrollen spielen die Männer, die 
China, Russland und die arabischen Monarchien am Persischen Golf 
regieren; wie wir jedoch einigermaßen ausführlich sehen werden, hat 
der offenkundige Erfolg dieses neuen Modells eine ganze Reihe von 
Nachahmern in zahlreichen Schwellenländern auf den Plan gerufen. Es 
wird die Geschichte erzählt, wie im ersten Jahrzehnt dieses neuen Jahr-
hunderts öffentlicher Wohlstand, öffentliche Investitionen und öffentli-
cher Besitz ein erstaunliches Comeback erlebt haben. Regierungen do-
minieren heute wichtige nationale Schlüsselbranchen. Die Ölkonzerne, 
die sie besitzen, kontrollieren inzwischen drei Viertel der weltweiten 
Ölreserven. Über Staatsunternehmen und staatlich begünstigte Privat-
unternehmen intervenieren sie in den globalen Märkten für Luftfahrt, 
Schifffahrt, Transportwesen, Energieversorgung, Waffenproduktion, 
Telekommunikation, Metall- und Mineralstoffgewinnung, Petrochemie 
und andere Branchen. Sie besitzen milliardenschwere Staatsfonds, die 
schnell zu unentbehrlichen Kapitalquellen geworden sind.

Kapitel eins erzählt, wie das alles entstanden ist. Kapitel zwei skiz-
ziert eine kurze Geschichte des Kapitalismus, um die Ursachen des mo-
mentan entstehenden Konfliktes aufzudecken. Kapitel drei beschreibt, 
wie Staatskapitalismus funktioniert. Kapitel vier zeigt, wie und warum 
die Regierungen in einem Dutzend Ländern ihn einsetzen, insbesonde-
re China, Russland, Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen 
Emirate. Kapitel fünf erklärt, warum der Staatskapitalismus die freien 
Märkte und die Zukunft der globalen Wirtschaft bedroht. Kapitel sechs 
beschreibt, was Anhänger der freien Marktwirtschaft gegen diese Ent-
wicklung tun können.
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KAPITEL EINS

Der Aufstieg eines neuen Systems

Was wir möglicherweise erleben, ist nicht nur das Ende des Kalten 
Krieges oder das Ende einer bestimmten Phase der Nachkriegsge-
schichte, sondern das Ende der Geschichte überhaupt: das heißt, den 
Endpunkt der ideologischen Entwicklung der Menschheit und die uni-
verselle Ausbreitung der liberalen Demokratie westlicher Prägung als 
endgültige Regierungsform des Menschen.
� Francis Fukuyama, „Das Ende der Geschichte“ 1

Während wir der Globalisierung huldigten, als definierende Kraft der 
internationalen Politik und der Weltwirtschaft, haben wir die vergange-
nen Jahre damit verbracht, Grabreden auf den Kommunismus, die Dik-
tatur, sogar auf den Nationalstaat zu verfassen. Die Globalisierung ist 
in der Tat die wichtigste Entwicklung, deren Fehleinschätzung Regie-
rungen und Konzerne sich in den vergangenen zwei Jahrzehnten nicht 
leisten konnten. Aber zwei der drei Grabreden sind verfrüht.

Der Kommunismus ist tot – obwohl die Kims in Nordkorea und die 
Castros in Kuba sich weigern, ihn zu begraben. Nordkorea – dessen 
Wirtschaftsleistung ungefähr dem privaten Vermögen von Warren Buf-
fett entspricht – überlebte bis jetzt, indem es seine Nachbarn mit apo-
kalyptischen Drohungen erpresst. Kuba kommt gerade so über die 
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Runden, mithilfe eines Freundes in Venezuela, der über große Mengen 
an Öl verfügt. Die Regierenden in China und Vietnam sind nur dem 
Namen nach Kommunisten. Beide Länder sind nach wie vor Polizei-
staaten, aber keine ihrer Regierungen ist den Lehrsätzen von Marx, 
Lenin oder Mao treu geblieben, aus denen sie einst ihre Legitimation 
schöpften. In Indien fanden bis zu den Wahlen 2009 die örtlichen Kom-
munisten immer wieder genug Unterstützung in der Bevölkerung, um 
viele Reformen zur Liberalisierung der Märkte zu verhindern. Hugo 
Chávez in Venezuela und Rafael Correa in Ecuador prahlen mit ihren 
sozialistischen „Revolutionen“, aber keiner der beiden hat viel mehr 
getan, als einige Schlüsselindustrien zu verstaatlichen. In Nicaragua 
sahen sich die Sandinistas bei ihrem zweiten Anlauf zur Übernahme 
der Regierungsmacht gedrängt, ihren Frieden mit der Privatwirtschaft 
zu schließen. Aber das deutlichste Zeichen für den Niedergang des 
Kommunismus lieferten die internationale Finanzkrise und die erste 
wirklich globale Rezession (2008 bis 2009). Viele Kommentatoren in 
aller Welt machten (zu Recht oder zu Unrecht) den freien, marktwirt-
schaftlich organisierten Kapitalismus nach amerikanischem Muster 
für diesen Zusammenbruch verantwortlich. Wenn selbst das Chaos, 
das diese Krisen verursacht hat, es nicht schaffte, dem Leichnam des 
Kommunismus neues Leben einzuhauchen, ist kaum vorstellbar, wie 
das sonst gelingen könnte. Der Kommunismus ist tot und wird nicht 
wiederauferstehen.

Über die Regierungsform der Diktatur lässt sich das jedoch kaum 
ernsthaft behaupten. Im Jahre 1989, als die kommunistischen Staaten in 
Osteuropa einer nach dem anderen wie Dominosteine umfielen und 
Millionen chinesischer Studenten mutig ihre Regierung herausforder-
ten, verfasste der Politikwissenschaftler Francis Fukuyama ein provo-
zierendes Essay, um eine erstaunliche Behauptung zu untermauern: 
dass nämlich die „Geschichte“ ihr Ende erreicht habe. Er argumentier-
te, dass zwar die Form der Regierung von Land zu Land variieren könne 
und dass einige Länder erheblichen Aufholbedarf hätten, dass aber die 
Menschheit insgesamt sich auf einen Konsens über die Vorzüge der li-
beralen Demokratie zubewege. Dort, wo autoritäre Regierungen sich an 
die Macht klammerten, würde der immer freiere Fluss von Gütern und 
Dienstleistungen, Kapital und Arbeitskraft das Bedürfnis nach Infor-
mations-, Versammlungs- und Redefreiheit wecken – und nach Regie-
rungen, die ihre Macht aus der Zustimmung der regierten Menschen 
ableiten. Dies sei nicht nur das Ende des Kommunismus, sondern letzt-
lich von jeder Form der Diktatur – und folglich auch von organisierten 
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Auseinandersetzungen zwischen Ländern. Fukuyamas Essay wurde 
schnell zum Gegenstand leidenschaftlicher Debatten.

Die repräsentative Demokratie hat in den vergangenen zwei Jahrzehn-
ten durchaus erhebliche Fortschritte gemacht, in den ehemals kommu-
nistischen Ländern in Mittel- und Osteuropa, in weiten Teilen Lateiname-
rikas, in Indonesien und auch in Südafrika nach dem Ende der Apartheid. 
Obwohl das Militär nach wie vor in der Innenpolitik der Türkei, Thailands 
und Pakistans eine wichtige Rolle spielt, haben heute alle drei Länder 
demokratisch gewählte Regierungen. Indien ist seit über sechs Jahrzehn-
ten die bevölkerungsreichste Demokratie der Welt. Die Demokratie hat 
echte Fortschritte gemacht in Ländern wie Mali über Malawi bis in die 
Mongolei, von Botsuana über Benin bis nach Bhutan. Aber in China prall-
te 1989 der Ruf nach Demokratie schmerzlich gegen eine große Mauer, 
als friedliche Demonstrationen auf dem Tian’anmen-Platz (Platz des 
Himmlischen Friedens) durch einen Ausbruch staatlicher Gewalt been-
det wurden. Heute haben die 1,4 Milliarden Menschen in China mehr 
Freiheiten als je zuvor, wenn es darum geht, zu entscheiden, wie und wo 
sie leben wollen – aber nach wie vor haben sie nicht die Freiheit, das 
politische Machtmonopol der regierenden Partei direkt herauszufordern. 
Nach den Unruhen der Ära Jelzin in den 1990er-Jahren konzentrierte 
Wladimir Putin die politische Macht in Russland in den Händen einiger 
weniger. Abgesehen von Irak und Libanon gibt es kaum Anzeichen dafür, 
dass die Demokratie in einem arabischen Land auf dem Vormarsch wäre. 
Im Iran hat die brutale Reaktion der Regierung auf die Protestdemonst-
rationen nach der Präsidentschaftswahl 2009 die Grenzen von Teherans 
Toleranz für Pluralismus aufgezeigt. Hinzu kommen Nordkorea, Kuba, 
Burma, Weißrussland, die fünf zentralasiatischen Republiken und Dut-
zende andere: In all diesen Ländern sind staatliche Institutionen, die 
Gerichtsbarkeit und die Medien nicht etwa die Hüter persönlicher Frei-
heiten, sondern Instrumente staatlicher Macht.

Im Jahre 2008 stufte die gemeinnützige Organisation Freedom House 
121 der 193 Länder der Welt als „repräsentative Demokratien“ ein, aber 
nur 90 von ihnen als „freie“ Länder. Im selben Jahr klassifizierte der 
Demokratie-Index der Economist Intelligence Unit (EIU) nur 30 von 167 
Ländern als „vollständige Demokratien“, 50 von ihnen als „Demokrati-
en mit Mängeln“ und 87 Länder (in denen etwa die Hälfte der Weltbevöl-
kerung lebt) als „Hybrid-Demokratien“ oder „autoritäre“ Staaten. Tat-
sächlich warnte die EIU in ihrem Bericht für das Jahr 2008, dass „nach 
einem jahrzehntelangen globalen Trend zur Demokratisierung die Aus-
breitung der Demokratie zum Stillstand gekommen ist“.
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Freedom House und die EIU räumen ein, dass „Demokratie“ unter-
schiedlich definiert wird; es gibt eine breite Grauzone zwischen Norwe-
gen und Nordkorea. Die Umfrage von Freedom House konzentriert sich 
darauf, ob regelmäßig transparente und freie Wahlen durchgeführt 
werden, an denen mehrere miteinander konkurrierende Parteien teil-
nehmen. Die EIU berücksichtigt darüber hinaus, ob Bürgerrechte res-
pektiert werden, eine geordnete Regierungsarbeit stattfindet und die 
Gesellschaft offen ist (aufgrund bestimmter Kennzahlen). Was immer 
man auch als Vergleichsmaßstab heranziehen will: Sobald die Definiti-
on von Demokratie über die schlichte Durchführung von Wahlen hin-
ausgeht, nimmt die Zahl der Länder, die das Ziel der Reise zur Demo-
kratie erreicht haben, drastisch ab – die Diktatur ist gesund und mun-
ter.2

Die dritte Grabrede war dem Nationalstaat gewidmet, der 1993 im 
Bericht über die menschliche Entwicklung der Vereinten Nationen be-
schrieben wurde als „zu klein für die großen Dinge und zu groß für die 
kleinen Dinge“3, und den der Autor Kenichi Ohmae 1995 als „nostalgi-
sche Fiktion“4 abtat. Um besser zu verstehen, warum seinerzeit vielfach 
die Meinung zu hören war, der Nationalstaat befinde sich auf dem Weg 
auf den Friedhof der Geschichte, ist es hilfreich, das Wort Globalisie-
rung zu definieren. Im Prinzip ist es ein Sammelbegriff für all die ver-
schiedenen Prozesse, mit denen Ideen, Informationen, Menschen, Gel-
der, Waren und Dienstleistungen mit noch nie da gewesener Geschwin-
digkeit über Landesgrenzen hinweg reisen. Insgesamt haben diese Pro-
zesse eine weit stärker integrierte Weltwirtschaft entstehen lassen, 
durch internationalen Handel, ausländische Direktinvestitionen, riesi-
ge Kapitalflüsse, die Entwicklung globaler Lieferketten, Innovationen 
in den Kommunikationstechnologien und massenhafte Migrationsströ-
me. Keines dieser einzelnen Elemente ist völlig neu – seit Jahrhunder-
ten gibt es weltweiten Handel. Aber der Multiplikatoreffekt, den diese 
Kräfte erzeugen, und die Geschwindigkeit, mit der sie sich fortbewe-
gen, verleihen diesem Phänomen eine andere Qualität als alles andere, 
was es bisher gegeben hat. Die Globalisierung wird – wie der Kapitalis-
mus selbst – angetrieben durch die individuellen Impulse von Milliar-
den von Menschen. Sie ist nicht das Ergebnis eines Wirtschaftsreform-
plans, und sie kann nicht durch Erlass umgekehrt werden.

In den vergangenen Jahren sind wir verführt worden von einem Ar-
gument, das ungefähr so lautet: Es ist nicht nur die Berliner Mauer, die 
gefallen ist, sondern das unerbittliche Voranschreiten der Globalisie-
rung reißt alle möglichen Mauern nieder. All diese grenzüberschreiten-


